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Wenn Sie Berater sind und ein Börsen-Kurier-
Abonnement haben, veröffentlichen wir auch

Ihren Namen kostenlos in dieser Rubrik.
Auskünfte: Tel. (01) 470 09 16 16,

eMail: abo@boersen-kurier.atHier ist Platz für Ihre Gratiseinschaltung!

�Null-Spesen-Broker� im Vormarsch

Michael Kordovsky. Immer mehr
Österreicher bevorzugen es, für
einen Euro und weniger pro Trans-
aktion in Deutschland mit Aktien
und Derivaten zu traden. Beispie-
le günstiger Angebote zeigte ein
Online-Bericht der deutschen
Computer Bild vom 24. Feber: So
werden bei „Trade Republic“ Ak-
tien, ETFs und Derivate ohne Or-
derprovisionen gehandelt. Es gibt
nur ein Fremdkostenpauschale
von 1 . Hier lohnt es sich sogar
mit Beträgen von 80 bis 100  pro
Position ein breites Portfolio auf-
zubauen. Ein weiteres Beispiel ist
„Justtrade“: Ab einem Mindestor-
dervolumen von 500  (und 50  bei
Kryptowährungen) kann spesen-
frei gehandelt werden. Es fallen
nur marktübliche Spreads an. Bei
„Finanzen.net Zero“ können mehr
als 300.000 Wertpapiere (Aktien,
ETFs, Fonds, Optionsscheine,
Zertifikate) ab 500  ohne Provisi-
on und Fremdkostenpauschale
gehandelt werden. Für kritische
Betrachter ist das fast zu schön,
um wahr zu sein.

Fallstricke versus
Verbraucherrecht
Fakt ist, dass niemand etwas zu
verschenken hat. Deshalb sollte
genau auf Ausführungskurse und
die technische Stabilität der Han-
delsplattform geachtet werden.
Auch auf die Höhe der Spreads
(Spannen zwischen An- und Ver-
kauf) sollte geschaut werden. Hin-
zukommt noch folgende Überle-
gung: Besteht theoretisch die Ge-
fahr, dass ein Broker über Nacht
beispielsweise die Transaktions-
Spesen von 1 auf 10  pro Trans-

Gibt es einen Haken? Wir sprachen mit einem Anwalt und einen Juristen.

aktion anhebt und dann Anleger
überraschend mit 9 %-Punkte mehr
Spesen bei 100  Positionsgröße
verkaufen können?

Dazu Thomas Boller, Partner bei
BLS Rechtsanwälte GmbH in Wien,
gegenüber dem Börsen-Kurier:
„Die Anhebung von Transaktions-
Spesen durch Broker ist gerade in
Zeiten wie diesen eine durchaus
reale Gefahr. Wenn es tatsächlich
dazu kommt, so sollte zunächst
jedenfalls ein Blick in den jeweili-
gen Vertrag mit dem Broker gewor-
fen werden, um zu überprüfen,
welche Vereinbarung in Bezug auf
die Spesen getroffen wurde. Wur-
den beispielsweise feste Spesen-
sätze vereinbart, dürfen diese vom
Broker nicht ohne Weiteres einsei-
tig geändert werden. Hierzu würde
es generell der Zustimmung des
Kunden bedürfen.“

Sollte der Vertrag die Möglich-
keit einseitiger Spesenanpassun-
gen durch den Broker vorsehen,
gibt es Unterschiede ob der Kun-
de als Verbraucher oder Unterneh-
mer handelt: „Im ersteren Fall sind
jedenfalls die zwingenden Schran-
ken des Verbraucherschutzrechts
- etwa § 6 Konsumentenschutzge-
setz - einzuhalten, welche die Mög-
lichkeit zur einseitigen Entgeltan-
passung sehr stark einschränken
und einer solchen daher im Regel-
fall entgegenstehen. Bei Unterneh-
mern besteht grundsätzlich mehr
vertraglicher Gestaltungsspiel-
raum, allerdings können Broker
auch diesen gegenüber das Entgelt
nicht schrankenlos anpassen“, er-
klärt Boller.

Laut diversen Gerichtsurteilen
gelten die grundsätzlichen konsu-

mentenschutzrechtlichen Gesetze
auch bei Online-Brokern. Dazu
Joachim Kogelmann aus dem Be-
reich Recht, Abteilung Klagen
beim VKI: „Dazu gehören insbe-
sondere die Vorgaben des Konsu-
mentenschutzgesetzes (KSchG),
wobei besonders die Regelungen
zu Preisänderungen und Vertrags-
änderungen zu berücksichtigen
sind. § 6 Abs 1 Z 5 KSchG regelt
die Vorgaben für einseitige Preis-
änderungen des Unternehmens.
Solche einseitigen Preisänderun-
gen sind nur unter sehr engen Vo-
raussetzungen möglich. Insbe-
sondere müssen sie zweiseitig
sein, also nicht nur ein höheres,
sondern auch ein geringeres Ent-
gelt vorsehen, die maßgeblichen
Umstände für diese Entgeltände-
rung müssen bereits im Vertrag
entsprechend umschrieben, und
vor allem vom Willen des Unter-
nehmens unabhängig sein.

 Aber auch sonst müssen derar-
tige Klauseln ausreichend klar und
transparent, sowie inhaltlich ange-
messen und dürfen gerade nicht
gröblich benachteiligend sein.“

Beispiel einer
unzulässigen Vertragsklausel
Als eines der Beispiele einer unzu-
lässigen Vertragsklausel nennt
Kogelmann: „Für die Inanspruch-
nahme der Dienstleistung Debit
Wertpapiere hat der Kunde x ein
Entgelt zu zahlen. Die Höhe des
Entgelts hängt von der Gebühr ab,
die x dem Dritten für die Entleihung
der Wertpapiere zu zahlen hat. Die
für die jeweiligen Dienstleistun-
gen zu entrichtenden Entgelte
können dem ‚Preisverzeichnis‘

entnommen werden, das in den ‚In-
formationen zu den Wertpapier-
dienstleistungen‘ auf der Website
zu finden ist.“

Die Begründungen der Gerichte
fasste Kogelmann wie folgt zu-
sammen: Das Erstgericht hatte die
Klausel u.a. wegen eines Versto-
ßes gegen § 6 Abs 1 Z 5 KSchG als
unzulässig beurteilt. Das Beru-
fungsgericht führte aus, dass die-
se Klausel - unabhängig von § 6
Abs 1 Z 5 KSchG - bereits intrans-
parent gemäß § 6 Abs 3 KSchG ist.
Das Berufungsgericht verwies
dazu auf seine Begründung zu an-
deren Klauseln, bei denen - wie
etwa bei der Klausel 21 oder bei
Klausel 44 - die Unzulässigkeit u.a.
damit begründet wurde, dass Ver-
braucherinnen und Verbraucher
beispielswiese nicht nachvollzie-
hen können, welche Zinsen sie
wofür zu zahlen haben und nach
welchen Maßstäben, wann und
wie oft sich diese erhöhen können
und ob sie ein Recht auf Senkung
haben. Daran ändert auch der pau-
schale Verweis auf die Veröffentli-
chungen von Preisverzeichnissen
im Dokumentencenter auf der
Website der Beklagten nichts.

Ebenso wurden diese Klauseln
als unzulässig beurteilt, weil sie
der Beklagten ermöglichen,
jederzeit alle Arten von Entgelten
nach Belieben zu erhöhen bzw. ein-
zuführen, also auch für Leistun-
gen aus dem Dauerschuldverhält-
nis und zwar, in dem sie das Preis-
blatt ändert oder ergänzt ohne,
dass sie zu einer Senkung ver-
pflichtet wäre.

Unabhängig von dieser Klausel
wurden auch diverse Haftungs-

ausschlüsse bzw -einschränkun-
gen als unzulässig beurteilt.

Und auf die Frage, ob Konditi-
onsänderungen bei den Transak-
tionsspesen vorher angekündigt
werden (und wenn ja, innerhalb
welcher Frist?), antwortet Rechts-
anwalt Boller: „Einmal vereinbarte
Konditionen können grundsätz-
lich nicht ohne Weiteres einseitig
geändert werden. Das Gesetz bie-
tet dem Broker daher grundsätz-
lich keine Möglichkeit zur einsei-
tigen Anhebung seiner Spesen. In
der Praxis ist es daher nicht unüb-
lich, dass Unternehmen mit ihren
Kunden Klauseln vereinbaren,
wonach der Broker einseitig die
Änderung seiner Konditionen be-
kanntgeben darf und der Kunde
einer solchen Änderung zustimmt,
wenn er dieser nicht binnen einer
bestimmten Frist widerspricht.
Dies ist grundsätzlich auch gegen-
über Verbrauchern zulässig, solan-
ge sie bei Beginn der Frist auf die
Bedeutung ihres Verhaltens
besonders hingewiesen werden
und ihnen zum Widerspruch eine
angemessene Frist eingeräumt
wird. Wie lange diese Frist zu sein
hat, gibt das Gesetz nicht vor. Dies
richtet sich daher stets danach,
was in Anbetracht der konkreten
Umstände als angemessen zu wer-
ten ist. Ein Minimum von zwei
Wochen wird man im Regelfall je-
doch annehmen können.“ Davon
abgesehen unterliegen Broker
auch strengen Informationspflich-
ten nach dem Wertpapierauf-
sichtsgesetz, der sie bei Entgeltan-
passungen ebenso nachkommen
müssen. Starre Fristen sind aber
auch dort nicht vorgesehen.

       -NEWS

Keine Presseförderung für eine überwiegend gratis vertriebene Tageszeitung
Red. Gemäß § 2 Abs 7 PresseFG sind unter
anderem andere Druckschriften, die überwie-
gend von derselben Redaktion gestaltet
werden, nicht gesondert zu fördern, son-
dern sind dem Stammblatt zuzurechnen. Die
Auslegung der KommAustria, unter „Zu-
rechnung zum Stammblatt“ sei zu verstehen,
dass die Ausgaben der „anderen Druck-
schrift“ bei der Prüfung des Vor-liegens der
Fördervoraussetzung des § 2 Abs 1 Z 2 Pres-
seFG zu berücksichtigen sind, ist keinesfalls
willkürlich.

Die Klägerin ist Herausgeberin und Verle-
gerin einer Tageszeitung, die sie von Beginn
an ganz überwiegend gratis vertrieben hat.
Seit Ende Juni 2018 vertreibt sie die gratis
abgegebenen Exemplare unter einem ande-
ren Titel; nach wie vor handelt es sich bei
der Gratisausgabe aber um eine (bloß) „ab-
gespeckte“ Variante der Kaufausgabe.

Die KommAustria wies den Antrag der
Klägerin auf Presseförderung für ihre (Kauf)-
Tageszeitung ab.

Die Klägerin begehrt die Förderungssum-
me mit der Behauptung, die KommAustria
habe ihr die Presseförderung willkürlich
verweigert, weshalb ihr ein direkter Leis-

tungsanspruch gegen den Bund zustehe.
Das Erstgericht gab der Klage statt. Das

Berufungsgericht wies das Klagebegehren
ab.

Der Oberste Gerichtshof (3 Ob 233/22v)
gab der Revision der Klägerin nicht Folge.

Er stellte klar, dass aufgrund der konkre-
ten Umstände die Auslegung der Kom-
mAustria, für die Berechnung, ob die zu för-
dernde Tageszeitung „vorwiegend“, das
heißt zu mehr als 50 %, im freien Verkauf oder
im Abonnementbezug vertrieben wird (§ 2
Abs 1 Z 2 PresseFG), seien auch die gratis Fo
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DER BÖRSEN-KURIER IST OFFIZIELLES ORGAN DES ZÖAG
WWW.ZOEAG.AT

abgegebenen Exemplare einzubeziehen, je-
denfalls vertretbar und keineswegs willkür-
lich ist. Schon aus diesem Grund scheidet

der eingeklagte, auf die sogenannte Fiskal-
geltung der Grundrechte gestützte An-
spruch der Klägerin aus.
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